
Selbstbestimmungsinitiative
Podium mit Ständeratskandidaten, Parolen der Wirtschaft

Die fremden Richter sind
nicht für alle gleich weit weg
Strassburg mit dem Menschenrechtsgerichtshof liegt Hansjörg Knecht (SVP, Leibstadt)
geografisch näher als Marianne Binder (CVP, Baden) und Cédric Wermuth (SP, Zofingen).
Politisch sieht es genau umgekehrt aus, wie eine Podiumsdiskussion in Aarau zeigte.

is zu den Ständeratswahlen
dauert es noch über ein
Jahr – dennoch trafen sich
die drei nominierten Aar-
gauer Kandidaten zu einem
ersten Podium. Marianne

Binder (CVP), Hansjörg Knecht (SVP) und
Cédric Wermuth (SP) sprachen aber nicht
darüber, wie sie den Aargau in Bern ver-
treten wollen, sondern diskutierten über
die Selbstbestimmungsinitiative.

«In unserer direkten Demokratie ist das
Volk der Chef. Ich wehre mich gegen die
Verschiebung der politischen Macht und
Verantwortung in die Hände von Berufs-
politikern, zur Verwaltung, zur Justiz
oder gar zur EU.» Das steht auf der Web-
site von Hansjörg Knecht. «Die Aussage
passt perfekt zum Thema», sagte Kaspar
Surber von der «Wochenzeitung», der das
Podium in der Buchhandlung Meissner
Aarau moderierte. Knecht war der einzige
Befürworter der Initiative, Binder und
Wermuth sprachen sich dagegen aus.

Kritik von links und aus der Mitte
Die CVP-Kantonalpräsidentin ärgert

sich einerseits über die Plakate der SVP,
die «im Look ihrer Partei eine falsche Bot-
schaft transportieren» (die AZ berichtete).
Marianne Binder findet aber auch, die In-
itiative sorge für Rechtsunsicherheit, iso-
liere die Schweiz und schwäche den
Schutz durch die Menschenrechte.

Vehement gegen die SVP-Initiative ist
auch Cédric Wermuth, der SP-Nationalrat
bezeichnet sie als Mogelpackung, die

B
nicht mehr Selbstbestimmung bringe.
«Sie ist ein Angriff auf die Fundamente
der liberalen Demokratie und ihres
Rechtsstaates», kritisiert Wermuth. Auf
dem Podium wurden diverse Aspekte dis-
kutiert – die AZ hat die wichtigsten Aussa-
gen thematisch zusammengestellt.

as ist der wichtigste Punkt der
Selbstbestimmungsinitiative?

Hansjörg Knecht: «Es geht um die
Grundsatzfrage, wer das Sagen hat: das
Volk und das Parlament in der Schweiz,
wie es in unserer direkten Demokratie
entspricht, oder jemand anders.»
Cédric Wermuth: «Bei einem Ja zur Initia-
tive würde der Schutz der Schweizer Bürge-
rinnen und Bürger gegen ihren eigenen
Staat und dessen Entscheide ausser Kraft
gesetzt. Das Bundesgericht könnte sich bei
Urteilen nicht mehr auf die Europäische
Menschenrechtskonvention berufen.»
Marianne Binder: «Bei anderen SVP-Ini-
tiativen war die Absicht klar. Kein Bau von
Minaretten, kriminelle Ausländer aus-
schaffen, Burkas in der Schweiz verbieten.
Bei der Selbstbestimmungsinitiative ist vie-
les nicht klar, vielleicht nicht einmal für
die Initianten und die SVP selber.»

st die Initiative der SVP ein Angriff
auf die Menschenrechte?

Knecht: «Auf keinen Fall, zwingendes Völ-
kerrecht ist für mich nicht verhandelbar.
Bei einer Annahme ändert sich nichts, die
Europäische Menschenrechtskonvention
bleibt bestehen. Heute stellt der Gerichts-
hof in Strassburg Regeln auf, die in die
Kompetenz nationaler Gesetzgeber fallen –
das sagt der frühere SP-Bundesrichter
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Martin Schubarth. Und laut Rechtsprofes-
sor Martin Niggli geht es nur darum, wer
über die Auslegung entscheidet – natio-
nale oder internationale Gerichte.»
Wermuth: «Die Initiative heisst «Schwei-
zer Recht statt fremde Richter», es gibt
mit dem Europäischen Menschenrechts-
gerichtshof eine internationale Instanz,
die regelmässig Schweizer Fälle behandelt
– es kann also nichts anderes gemeint
sein. Man könnte bei einem Ja weiter in
Strassburg klagen, das Urteil wäre aber
folgenlos, weil Schweizer Recht vorgeht.»
Binder: «Manchmal wendet Strassburg
ausufernde Definitionen an. Verletzt es ein
Menschenrecht, wenn finnische Behörden
Eltern verbieten, ihren Sohn «Axl Mick» zu
nennen? Ist es menschenrechtswidrig,
dass die Schweiz vor einer Geschlechtsum-
wandlung zulasten der Krankenkasse eine
zweijährige Wartefrist vorschreibt? Das
kann man kritisieren, aber die ganze Insti-
tution anzugreifen, finde ich falsch.»

ie viele Verträge müssten gekün-
digt oder neu verhandelt werden?

Binder: «Wenn die Initiative angenom-
men wird, stehen rund 6000 Verträge zur
Disposition. 600 davon sind sehr wirt-
schaftsrelevant, das kann doch nicht im
Sinn der Unternehmerpartei SVP sein?»
Knecht: «Es passiert gar nichts mit die-
sen Verträgen bei einem Ja, im Parlament
wurde die Frage gestellt, welche Abkom-
men betroffen wären, darauf gab es auch
von der Wirtschaft keine Antwort.»
Wermuth: «Man darf gegen jeden dieser
6000 Verträge sein, damit habe ich kein
Problem – aber nicht mit einer Pauschal-
lösung, wie es die SVP-Initiative will.»
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ie Schweiz übernimmt oft interna-
tionales Recht – ist das schlecht?

Knecht: «Ja, das stört mich, wir wehren
uns. Gerade die Wirtschaftsverbände, die
gegen die Initiative sind, kritisieren als
erste, wenn sie internationales Steuer-
und Arbeitsrecht übernehmen müssen.»
Wermuth: «Die SVP stört sich nicht
immer daran, dass internationales Recht
über der Demokratie steht. Sie hat zum
Beispiel dagegen gestimmt, dass ein Refe-
rendum gegen das Freihandelsabkom-
men der Schweiz mit China möglich ist.»
Binder: «Manchmal stinkt auch der SP
fremdes Recht. Links und Rechts haben
beim Rahmenabkommen mit der EU eine
Pattsituation geschaffen. Die SP ist gegen
die Änderung beim Lohnschutz, die SVP
ist grundsätzlich gegen das Abkommen.»

as soll vorgehen: ein Volksent-
scheid oder ein Gerichtsurteil?

Knecht: «Ich gewichte eine Volksabstim-
mung in der Schweiz höher als den Ent-
scheid eines Gremiums von sechs, sieben
Richtern in Strassburg oder Brüssel. Ich
vertraue dem Schweizer Volk, es würde
nie extremen Forderungen zustimmen.»
Binder: «Unsere Bevölkerung ist politisch
tatsächlich sehr reif und den Umgang mit
der direkten Demokratie gewohnt. Aber
das Volk hat nicht immer recht und soll
nicht über alles bestimmen können.»
Wermuth: «Es ist ja nicht so, dass eine
Volksinitiative direkt umgesetzt wird, das ist
in der Bundesverfassung dem Parlament
vorbehalten. Es gibt immer eine
Absicherung, bei Bundesgesetzen ist das
eben Strassburg – das ist auch in Zukunft
nötig und muss erhalten bleiben.»
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VON FABIAN HÄGLER (TEXT)
UND SANDRA ARDIZZONE (FOTOS)

Offiziell heisst das SVP-Volks-
begehren «Schweizer Recht
statt fremde Richter», kurz
wird es als «Selbstbestim-
mungsinitiative» bezeichnet.
Diese will, dass Landesrecht
dem Völkerrecht grundsätz-
lich vorgeht. Ausgenommen
ist zwingendes Völkerrecht,
die Schweiz wäre also auch
bei einem Ja am 25. Novem-
ber weiter an das Folter- und
Sklavereiverbot gebunden.
Weiter verlangt die Initiative,
dass Verträge, die dem Lan-
desrecht widersprechen, neu
verhandelt oder gekündigt
werden müssten. Gerichte
und Behörden dürften inter-
nationale Verträge nicht mehr
anwenden, wenn sie verfas-
sungswidrig geworden sind.
Ausnahme sind Verträge, die
in der Schweiz dem Referen-
dum unterstanden.
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DAS WILL DIE INITIATIVE

«Schweizer Recht
statt fremde Richter

Marianne Binder (CVP): «Bei der Initiative ist vieles nicht klar, vielleicht nicht einmal für die SVP selber.» Hansjörg Knecht (SVP): «Es geht um die Frage, wer das Sagen hat: Für mich muss es das Schweizer
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Dass es gestern Abend auf Schloss
Böttstein an der Delegiertenversamm-
lung des Aargauischen Gewerbever-
bandes (AGV) um viel ging, zeigte sich
schon an der Präsenz von gleich zwei
Regierungsräten. So konnte AGV-Präsi-
dent Kurt Schmid Landammann Alex
Hürzeler, Finanzdirektor Markus Dieth
und Grossratspräsident Bernhard
Scholl begrüssen.

Dominierendes Thema des Abends
war die Selbstbestimmungsinitiative
der SVP. Nüchtern vorgestellt wurde
sie von Nationalrat Thierry Burkart
(FDP). Anschliessend kreuzten unter
seiner Leitung die Nationalräte Sylvia
Flückiger (SVP, pro) und Bernhard
Guhl (BDP, kontra) die Klingen.

«KMU müssen sich wehren»
Sylvia Flückiger gründet grad ein

überparteiliches Pro-Komitee. Es gehe
hier nicht einfach um eine SVP-Initiati-
ve, machte sie deutlich. Bereits hätten
ihr nämlich zwei namhafte Unterneh-
mer von ausserhalb der SVP zugesagt.
Deren Namen mochte sie aber noch
nicht preisgeben. Die SVP wolle die bi-
lateralen Verträge gewiss nicht opfern,
auch Schengen/Dublin wolle man
nicht aufgeben. Dass ihretwegen die
bilateralen Verträge gekündigt wür-
den, sei «einfach Blödsinn», so Flücki-
ger. Aber offenbar sei es einfacher ge-
worden, internationales Recht zu
übernehmen, als eigenes zu schaffen,
kritisierte Flückiger vor den über 80
Delegierten. Die KMU müssten sich
jetzt wehren, damit sie nicht unter die
Räder kommen. Die eigenen Rechte
selbst zu schaffen und selbst darüber
zu bestimmen, gehöre doch zum Er-

folgsmodell der Schweiz, schloss Flü-
ckiger unter Applaus.

«Schweiz wollte die Verträge»
Ihr hielt Bernhard Guhl entgegen,

die völkerrechtlichen Verträge seien
der Schweiz beileibe nicht aufgezwun-
gen worden, die habe sie selbst ge-
wollt. Er wehrte sich gegen deren
«Verteufelung». Das Völkerrecht diene
der Sicherheit und wirtschaftlichen
Stabilität in Europa. Davon profitiere
auch die Schweiz: «Es wäre wirklich
gefährlich, die völkerrechtlichen Ver-
träge zu gefährden.» Verträge, die
man nicht wolle, könne die Schweiz
selbst kündigen. Guhl schlug vor:
«Wenn wir einen nicht wollen, gehen
wir doch direkt auf diesen los, statt al-
le infrage zu stellen.» Er wolle nicht
behaupten, dass gleich alle Verträge
gefährdet würden. Er befürchtet aber,
mit der Initiative gäbe es jahrelange
grosse Rechtsunsicherheit, die er ver-
meiden will. «Die Initiative behauptet,
ein Problem zu lösen, das wir gar

nicht haben,» so Guhl ebenso unter
Applaus. Daraus, wie viel Applaus bei-
de bekamen, konnte man die Stim-
mung im Saal nicht abschätzen. Über-
raschenderweise blieb die Möglichkeit
zur Diskussion im Plenum ungenutzt.
Die Meinungen waren augenscheinlich
längst gemacht. Die Delegierten be-
schlossen mit 43 : 21 im selben Stim-
menverhältnis wie der Vorstand (12 : 7)
Ablehnung der Initiative.

AIHK sagt klar Nein
Damit stehen die Parolen beider

grossen Aargauer Wirtschaftsverbän-
de fest. Der Vorstand der Aargaui-
schen Industrie- und Handelskammer
(AIHK) hat bereits mit klarem Mehr
die Nein-Parole zu dieser Initiative be-
schlossen. Von deren klingendem Titel
lasse man sich nicht täuschen,
schreibt die AIHK. Die Initiative setze
viele Vereinbarungen und damit «die
weltweiten Kundenbeziehungen unse-
rer Unternehmen und den Wohlstand
unseres Landes unnötig aufs Spiel».

Das Gewerbe sagt Nein zur
Selbstbestimmungsinitiative
Delegiertenversammlung
Beide grossen Wirtschafts-
verbände lehnen die SVP-
Initiative ab. Das Gewerbe
im Verhältnis 2 : 1, die Han-
delskammer sehr deutlich.

VON MATHIAS KÜNG

«Unsere eigenen Rechte
selbst zu schaffen,
gehört zum Erfolgsge-
heimnis der Schweiz.»
Sylvia Flückiger Befürworterin
und Nationalrätin SVP

«Die Volksinitiative
behauptet, ein Problem
zu lösen, das wir
gar nicht haben.»
Bernhard Guhl Gegner
und Nationalrat BDP
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